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Befragten – finanzielle Solidarität in-
nerhalb der EU ablehnen. Wie die Kon-
troversen innerhalb der CDU/CSU und 
der FDP in Deutschland zeigen, ist hier 
ein beachtliches Mobilisierungspoten-
zial für euro-nationalistische Positio-
nen entstanden, die in einigen Ländern 
der Euro-Zone bereits im Parteien-
spektrum vertreten sind. Auch in 
Deutschland ist Platz für eine euro-na-
tionalistische rechtspopulistische Par-
tei.
Ich behaupte also, dass die Politisie-
rung europapolitischer Fragen weiter 
zunehmen wird, und zwar entlang der 
Spaltung zwischen Anhängern eines 
modernen und weltoffenen Europa ei-
nerseits und Vertretern eines nationa-
listischen und nach innen gewandten 
Europa andererseits. Die politischen 
Eliten sind auf diesen Konflikt kaum 
vorbereitet und fangen nur sehr zöger-
lich an, ihre Vision der europäischen 
Integration offensiv zu verteidigen. Da-
bei geht es in Zukunft nicht mehr um 
die Frage „Bist Du für oder gegen die 
EU?“, sondern darum, welche Politik 
in der EU betrieben werden soll. Diese 
Schlussfolgerung meines Buches bleibt 
auch 2012 richtig.

Thomas Risse

Politische Theorie und Ideengeschichte

Geuss, Raymond. Kritik der politischen 
Philosophie. Eine Streitschrift. Ham-
burg. Hamburger Edition. 2011. 141 
Seiten. 12,00 €.

Raymond Geuss hat unter dem Titel 
Kritik der politischen Philosophie eine 
schmale, aber gewichtige Streitschrift 
vorgelegt. Deren Ziel besteht in nichts 
Geringerem, als den Versuch einer 
Neubestimmung der grundsätzlichen 

Ausrichtung von politischer Theorie 
und Philosophie zu unternehmen. 
Geuss wählt, wie der Untertitel bereits 
festhält, zur Annäherung an dieses Ziel 
den Weg des offensiven Streits. Sein 
Unbehagen entzündet sich an der Be-
obachtung, dass immer größere Teile 
der politischen Philosophie der Gegen-
wart als Ethik, die auf den Bereich der 
Politik angewendet wird, betrieben 
werden. Geuss hält nicht lange mit sei-
nem Urteil hinter dem Berg, sondern 
notiert von Anfang an deutlich, dass 
dies aus seiner Perspektive eine für die 
politische Philosophie und Theorie im 
Ganzen fatale Fehlentwicklung dar-
stellt. Damit attackiert Geuss im Grun-
de die gesamte Entwicklung der politi-
schen Philosophie, wie sie sich seit dem 
Erscheinen von Rawls’ A Theory of 
Justice 1971 vollzogen hat und wie sie 
in Deutschland neben der Orientierung 
an Rawls auch im Anschluss an Haber-
mas’ Faktizität und Geltung (1992) be-
trieben wird, frontal. Der nach seiner 
Einschätzung vorherrschende kantiani-
sche Strang der politischen Philosophie 
legt sich auf ein bestimmtes Verhältnis 
von politischer Philosophie und Nor-
mativität fest, das Geuss als die 
„’Ethik-hat-Vorrang’-Lesart“ (11) des 
Verhältnisses von Politik und Normati-
vität bezeichnet. Diese Lesart postuliert 
im Unterschied zu der aus Geuss’ Sicht 
unkontroversen allgemeinen These, 
dass Politik „kein streng wertfreies Un-
ternehmen sein kann“ (ibid.) eine hier-
archische Beziehung von Ethik bzw. 
Moralphilosophie und Politik, in deren 
Kern die Vorstellung steht, dass es be-
gründete ethische Prinzipien sind, über 
deren Anwendung im Feld der Politik 
nachzudenken die Aufgabe der politi-
schen Philosophie ausmacht. Kenn-
zeichnend für diese Version der Ethik, 
die im deutschsprachigen Raum eher 
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unter dem Begriff der Moraltheorie 
verhandelt wird, sind auf der begrün-
dungstheoretischen Ebene „empirische 
Abstinenz und Systematik“ (20).
Nach Geuss’ Überzeugung sind solche 
Fassungen der politischen Philosophie 
in doppelter Hinsicht verfehlt: Erstens 
mangelt es ihnen, bedingt durch den 
Versuch, allgemeine Prinzipien zu be-
gründen, an einer hinreichenden histo-
rischen Kontextualisierung. Zweitens, 
und ungleich schwerer wiegend, verlie-
ren sie zudem ihren Gegenstand, die 
Politik, aus den Augen, weil der von 
vorne herein normativistisch eingefärb-
te Blick jenes Maß an Realismus un-
möglich macht, das nach seiner Über-
zeugung unbedingt nötig ist, um das 
eigentlich Politische der Politik zu er-
fassen. Kantianische Zugänge zur poli-
tischen Philosophie verlieren die 
Machtbezogenheit von Politik aus den 
Augen, so sucht uns Geuss in einer 
auch vor polemischen Zuspitzungen 
nicht zurückschreckenden Form zu 
überzeugen, weil sie „Opfer eines Feti-
schismus“ (32) werden, der unablässig 
nach der Begründung normativer Prin-
zipien spürt und dabei deren Bedeu-
tung im Reich der Politik hoffnungslos 
überschätzt. Diese Machtvergessenheit 
identifiziert Geuss folgerichtig auch als 
einen der Kardinalfehler von Rawls’ 
politischer Philosophie (123ff.). Nach 
Geuss’ eigener Auffassung muss Politik 
hingegen theoretisch mithilfe einer Er-
weiterung von Lenins Frage „Wer 
wen?“ (41) untersucht werden, die 
dann lautet „Wer ‚tut’ wem was zu 
wessen Nutzen?“ (ibid.). Erst durch 
diese Frage kann nach seiner Auffas-
sung die Prinzipienbegründungsfixie-
rung aufgebrochen werden. Was dann 
in den Blick gerät, umschreibt Geuss 
mithilfe dreier Substantive, deren Be-
ziehungstrias zugleich auch sein Poli-

tikverständnis umreißt: „Politisch zu 
denken heißt über Handlungsfähigkeit, 
Macht, Interessen und deren Verhältnis 
untereinander nachzudenken“ (ibid.). 
Radikal ist Geuss in der Ausweitung 
des Anwendungsbereichs dieses Poli-
tikbegriffs: Nicht nur in der sogenann-
ten Realpolitik soll er Gültigkeit besit-
zen, sondern er soll auch Aufschluss 
geben über die Genese von politischen 
Theorien. Deshalb spricht Geuss hier 
von einer „Politik der Theoriebildung“ 
(46) und weist spätestens damit Aspi-
rationen auf eine universelle Begrün-
dung normativer Prinzipien ganz 
grundsätzlich zurück. 
Mit diesem Politikverständnis positio-
niert sich der Autor übrigens der Sache 
nach in der Nähe eines zum Kantianis-
mus alternativen Strangs der zeitgenös-
sischen politischen Philosophie, der von 
den Machtanalysen Michel Foucaults 
geprägt ist. Eng verwandt mit der fou-
caultschen Unternehmung ist denn 
auch ein weiterer wesentlicher Aspekt 
von Geuss’ Schrift, der die Beziehung 
zur Kritik betrifft. Geuss weist im Ab-
schlusskapitel (129-137) ganz entschie-
den eine Forderung zurück, die ein 
Kennzeichnen kantianischer politischer 
Theorien ist und die im gegenwärtigen 
Theoriediskurs nachgerade dominant 
geworden ist: Nach seiner Auffassung 
ist das Gebot, positive Schlüsse ziehen 
zu können, wenn man sich an die Auf-
gabe einer Kritik bestehender Verhält-
nisse macht, geradezu der Sargnagel ei-
ner vehementen Kritik. Lässt man sich 
auf das Postulat ein, bei aller Kritik 
konstruktiv zu sein, dann wird diese 
Konstruktivität unversehens zum Prüf-
stein der Berechtigung der Kritik: Kriti-
sieren dürfte demnach nur, wer „eine 
positive Alternative […] parat hat“ 
(129). Es ist diese Konsequenz, auf die 
Geuss’ Kritik der kantianisch geprägten 
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politischen Philosophie zuläuft und sie 
ist es auch, die diese kleine Schrift zu 
einem so wichtigen Beitrag in der aktu-
ellen Auseinandersetzung über das an-
gemessene Verständnis von politischer 
Theorie bzw. Philosophie und Kritik 
macht: Indem Geuss eine ideologie
kritische, realistische Machtanalyse 
vorschlägt (75-81), die keineswegs die 
Beziehung des Politischen zur Normati-
vität dementiert, die aber energisch be-
streitet, dass Normativitätsbegründung 
das Kerngeschäft einer kritischen politi-
schen Philosophie und Theorie aus-
macht, unternimmt er einen schlagkräf-
tigen Versuch, einer Form kritischen 
politischen Denkens jenseits des kantia-
nischen Begründungsgebots den Weg 
zu bahnen. 

Oliver Flügel-Martinsen 

Honneth, Axel. Das Ich im Wir. Studien 
zur Anerkennungstheorie. Berlin. 
Suhrkamp 2010. 308 Seiten. 12 €.

An der Umwandlung der „Anerken-
nung“ von einem Gegenstand oder 
einem Themenfeld sozialwissenschaft
licher oder sozialphilosophischer For-
schung in den Namen einer eigenstän-
digen theoretischen Richtung hat 
neben anderen Axel Honneth erhebli-
chen Anteil. Er legt nun ergänzende, 
klärende und vertiefende Untersuchun-
gen vor, die den explikativen Anspruch 
der Anerkennungstheorie weiter unter-
mauern sollen. In vier Abschnitten un-
ternimmt Honneth dies a) über die 
Rückvergewisserung in der Hegelschen 
Philosophie des Geistes, der er die 
strukturellen Schemata seiner Theorie 
entlehnt, b) über systematische Ausein-
andersetzungen mit gerechtigkeitstheo-
retischen Problemen und Positionen, c) 
über soziologisch-deskriptive Analysen 

und d) über psychoanalytische Ergän-
zungen.
Als Leitfaden der untereinander metho-
disch wie thematisch recht heterogenen 
Beiträgen wird man die theoriepoliti-
sche These ausmachen können, dass 
eine Umstellung der sozialphilosophi-
schen Theoriebildung von der Orien
tierung an Gleichheit auf die an 
Anerkennung eine Wende von monisti-
schen auf pluralistische Ansätze bedeu-
tet (167). Vorbereitet wird diese These 
in den beiden Hegel-Aufsätzen, die der 
bereits bekannten Verwendung, die 
Honneth von Hegel macht, nicht viel 
Neues hinzufügen; entfaltet wird sie  
vor allem in dem programmatischen 
Aufsatz „Das Gewebe der Gerechtig-
keit. Über die Grenzen des zeitgenös
sischen Prozeduralismus“. In den 
gegenwärtig dominanten Gerechtig-
keitstheorien, die ihre liberale Stoßrich-
tung vor allem einem kantischen Erbe 
verdanken, werden zunächst drei rele-
vante Bestandteile kritisch gesichtet: 
ein prozeduralistisches Grundschema, 
die Orientierung an der Verteilungsge-
rechtigkeit und ihre Staatsfixierung. 
Der Ausgangspunkt bei der Überzeu-
gung, Gerechtigkeit werde in erster 
Linie über die Gewährung eines allen 
gemeinsamen Spielraums für die Ver-
folgung individueller Präferenzen ge-
währleistet, sorgt dafür, dass die drei 
Aspekte dort an ihre Grenzen kom-
men, wo das individuelle Nutzenkalkül 
das Gerechtigkeitsempfinden nicht zur 
Gänze abzudecken vermag beziehungs-
weise mit diesem in Widerspruch gerät. 
So muss der Prozeduralismus Autono-
mie schon voraussetzen, obwohl sie 
doch erst am Ende des Abgleichs von 
Interessen als Resultat sich ergeben 
soll. So schließt das Distributionspara-
digma all jene Aspekte der Gerechtig-
keit aus der Betrachtung aus, die sich 
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